
Von Gerhard Eisenkolb

Gröbenzell –Zwei Jahre lang hat die soge-
nannte Honoraraffäre des Gröbenzeller
Bürgermeisters Martin Schäfer (UWG) Ge-
meinderat, Kommunalaufsicht, Justiz und
Gerichte beschäftigt. Am Mittwoch gaben
dessen Stellvertreter Martin Runge (Grü-
ne) und der Rathauschef bei einer Presse-
konferenz im Rathaus bekannt, dass es ih-
nen gelungen ist, die strittige Angelegen-
heit gütlich beizulegen. Laut Zweitem Bür-
germeister unterschrieb Schäfer am Diens-
tag eine schuldrechtliche Anerkennung.
Zudem überwies er an die Gemeinde eine
Summe von 8832,32 Euro für Honorare,
die im Zeitraum von Frühjahr 2022 bis Mai
2023 von der Kämmerei an eine Rechtsan-
waltskanzlei geflossen waren, ohne dass es
für diese Zahlungen eine Rechtsgrundlage
gab. Schäfer räumte ein, in Unkenntnis der
komplexen Rechtslage einen Fehler ge-
macht zu haben. Zudem sei er von der An-
waltskanzlei falsch beraten worden.

Wie berichtet, hatte die Kanzlei den Bür-
germeister in Auseinandersetzungen mit
Bürgern vertreten, von denen er sich auf
Facebook verunglimpft fühlte. Da es sich
dabei um dessen private Angelegenheiten
handelte, gab es für die Zahlungen keine
Rechtsgrundlage. Zudem hätte der Ge-
meinderat laut Vorgaben der Gemeinde-
ordnung die Beauftragung der Kanzlei be-
schließen müssen. Ein solcher Schritt über-
schreitet die Kompetenzen eines Bürger-
meisters. Da ein Gemeindeoberhaupt im
Amt nicht in eigener Sache tätig werden

darf, befasste sich dessen Stellvertreter
Runge seit Bekanntwerden der Affäre mit
der Angelegenheit. Auf SZ-Nachfrage er-
klärte Runge, der Fall habe ihn mehrere
Hundert Stunden Arbeit gekostet. Ein sol-
cher Aufwand stehe in keiner Relation zum
zurückgeflossenen Betrag. In diesem Zu-
sammenhang habe er 412 Mails gesichert
und eine größere Zahl weiterer Mails ge-
löscht. Ausdrücklich wies er darauf hin, als
Kommunalpolitiker „ehrenamtlich und
mit großer Freude“ tätig zu sein. Sichtlich

erfreut sagte Runge, die Gemeinde müsse
nun nicht in Berufung gehen und auch
nicht mit dem Gemeindeoberhaupt strei-
ten. Es sei gelungen, Schäfers Fehler und
die anderer zu heilen. Wie berichtet, hatte
der Gemeinderat am Donnerstag darüber
zu befinden, wie man nach der Niederlage
im Prozess um Rückzahlung der Honorare
durch die Kanzlei vor dem Landgericht
München I zu dem Geld komme. Hätte
Schäfer nicht eingelenkt, hätte man Beru-
fung einlegen oder sich das Geld direkt von

Schäfer holen müssen. Das erübrigt sich
nun. In nichtöffentlicher Sitzung hatte der
Gemeinderat am Donnerstag beschlossen,
nochmals auf Schäfer zuzugehen.

Der nun gefundene Kompromiss bein-
haltet auch, dass die Gemeinde etwa 2000
Euro der Anwaltskosten übernimmt, da
die Kanzlei auch zwei Rathausmitarbeiten-
de vertreten und Auskünfte beim Daten-
schutzbeauftragten eingeholt hat. Die Ge-
richtskosten übernimmt die Rechtsschutz-
versicherung der Gemeinde.

Beide Politiker berichteten von einer
Fehlerkette und Ungereimtheiten. So gin-
gen 14 Anwaltsrechnungen laut Runge mit
unterschiedlicher Adressierung ans Rat-
haus. In einem Fall habe der Gemeinderat
beispielsweise die Zahlung mit knapper
Mehrheit genehmigt, in einem anderen
Fall mit ebenso knapper Mehrheit abge-
lehnt. Das zeige, wie komplex der Fall ist.

Schäfer betonte, den Gemeinderat
schon im Dezember 2022 darüber infor-
miert zu haben, dass es zu Zahlungen an
die Kanzlei gekommen war. Hätte er das
nicht getan, wäre nichts ins Rollen gekom-
men. Er beteuerte aber auch, sich keiner
Schuld bewusst gewesen zu sein. Außer-
dem macht er für sich geltend, er halte es
nach wie vor nicht für in Ordnung, als Poli-
tiker in einem sozialen Medium öffentlich
verunglimpft zu werden. Und er bezweifel-
te, dass Kommunalpolitiker, die in den
Schmutz gezogen werden, auf eigene Kos-
ten ihr Recht einklagen müssen. Davon,
stattdessen Anzeige zu erstatten, hält er
nichts. Dabei komme nicht heraus. 

Von Andreas Ostermeier

P
izza, Pasta, Pommes: Diese Trias
von Gerichten schmeckt Kindern
immer. Und deshalb bekommen

sie das auch oft auf den Teller. Danach
noch ein Eis oder eine andere Süßigkeit
– fertig ist das Mittagsmenü. Doch die
drei „Ps“ und ähnliche Produkte stehen
nicht für ausgewogene Ernährung, ent-
halten meist zu viele Kohlehydrate, Fett,
Salz und Zucker.

Dass Buben und Mädchen auch etwas
anderes mögen oder lernen können, an-
deres zu mögen, will die AOK zeigen. Aus
diesem Grund hat die Krankenkasse das
Ernährungsprogramm „Iss dich clever“
entwickelt. Das probieren 104 Schülerin-
nen und Schüler an der Grundschule an
der Kirchenstraße in Germering aus. Un-
terstützt von Ernährungsexpertinnen
sollen Zweitklässler „auf Entdeckungs-
reise in die Welt der gesunden Ernäh-
rung“ gehen, wünscht sich AOK-Direk-
tor Maximilian Georg. Im Unterricht
geht es erst einmal um die Ernährungs-
pyramide und gesunde Nahrungsmittel.
Dann wird es praktisch: Die Kinder un-
terzögen Lebensmittel einem Geruchs-
und Geschmackstest, stellten Butter
und Käse her und bereiteten zuckerfrei-
es Apfelmus zu, heißt es in der Presse-
meldung der AOK. Sie probieren saisona-
les Gemüse und lernen, den Zuckerge-
halt von Produkten wie Ketchup oder
Schokocreme einzuschätzen – also von
Fertigkost, die gern zu oder nach Pizza,
Pommes und Pasta verzehrt wird.

Daraus ergeben sich bestimmt Fra-
gen an die Eltern, erst recht, wenn die
wissen möchten, was im Unterricht dran-
gekommen ist. Damit die Eltern solche
Fragen beantworten und praktische Kon-
sequenzen ziehen können, bietet ihnen
das Projekt „Iss dich clever“ Kochkurse
an. In denen lernen sie, wie ihre Töchter
und Söhne, die Grundlagen für die Zube-
reitung schmackhafter, vegetarischer
und regionaler Gerichte, die sich „ein-
fach in den Familienalltag integrieren
lassen“. So lautet zumindest das Verspre-
chen der AOK. Die Grundschule an der
Kirchenstraße ist momentan also auch
eine Kochschule für Groß und Klein.
Schülerinnen und Schüler sowie deren
Eltern sollen sich ausgewogen ernähren,
denn das mache fit und gesund, sagt die
AOK. Und das ist wichtig, schon mit
Blick auf die nähere Zukunft, denn der
Neubau der Schule wird allen Beteiligten
einiges abverlangen.

Gröbenzells Bürgermeister Martin Schäfer (UWG, links) und sein Stellvertreter
Martin Runge (Grüne) am Mittwoch im Rathaus.  F O T O : C A R M E N V O X B R U N N E R

Die Fahrradunterstände an beiden Seiten des S-Bahn-
hofs in Puchheim sind augenscheinlich häufig überlas-

tet. Dies sei auch darauf zurückzuführen, dass dort einige nicht mehr benutzte Fahrrä-
der abgestellt sind. Um wieder etwas Platz zu schaffen wird der städtische Bauhof in
der Zeit vom Montag bis Freitag, 12. bis 16. Mai, die Fahrradunterstände „entrümpeln“.
Offensichtlich unbrauchbare Schrotträder, die nicht bis Sonntag, 11. Mai, entfernt

sind, werden dann laut Ankündigung der Stadt entsorgt. Fahrräder, die nicht mehr be-
nutzbar beziehungsweise nicht mehr fahrbereit, aber möglicherweise noch reparabel
sind, werden in den Bauhof gebracht und dort als Fundsache aufbewahrt. Diese Fahrrä-
der seien nun kenntlich gemacht worden, so die Stadt. Wer also am S-Bahnhof ein
nicht mehr genutztes Fahrrad abgestellt hat, sollte dieses bis Sonntag, 11. Mai, entfer-
nen. C H  F O T O : J O H A N N E S S I M O N

Fürstenfeldbruck–2020 ist die Alternati-
ve für Deutschland (AfD) bei den Kommu-
nalwahlen erstmals in den Fürstenfeldbru-
cker Kreistag eingezogen – mit drei Kreis-
räten. Zwei von ihnen kehrten der Partei
zwischenzeitlich den Rücken, wodurch sie
ihren Fraktionsstatus im Kreistag verlor.
Nun möchten der verbliebene AfD-Kreis-
rat Rolf Ertel und die beiden ehemaligen
AfD-Kreisräte Florian Jäger und Christian
Müller, die beide vormals Kreisvorsitzen-
de ihrer Partei waren, inzwischen aber der
Werte-Union angehören, eine Ausschuss-
gemeinschaft bilden. Das aber möchte die
Mehrheit im Kreistag nicht. Der Antrag
wurde abgelehnt, die drei betroffenen
Kreisräte stellen ihn jetzt erneut.

Ertel, Jäger und Müller kritisieren die
bisherigen Entscheidungen. In einer ge-
meinsamen Erklärung bezeichnen sie dies
als „klaren Verstoß gegen demokratische
Grundprinzipien“. Die Kreistagswahl sei ei-
ne Personenwahl, lässt sich Ertel zitieren:
„Wir wurden gewählt, um die Bürger zu re-
präsentieren. Dies gilt unabhängig von Par-
teizugehörigkeiten. Und genau dazu brau-
chen wir die Ausschussgemeinschaft.“ Ei-
ne solche habe das Ziel, „auch kleineren
Parteien und Wählergruppen eine ange-
messene Teilhabe an der Ausschussarbeit
zu ermöglichen“, sagt Florian Jäger.

Die Kreisverwaltung hatte beim ersten
Antragsversuch im Dezember damit argu-
mentiert, dass Ausschussgemeinschaften
nur zu Beginn einer Wahlperiode gebildet
werden könnten. Nach dem Austritt von
Müller und Jäger und dem Verlust des Frak-
tionsstatus der AfD waren ihre Sitze in den
Ausschüssen an andere Parteien vergeben
worden. Für Jäger „ein Messen mit zweier-
lei Maß, denn auch dadurch verloren ge-
wählte Ausschussmitglieder ihre Sitze“. Er
sieht darin einen Vorwand, „um die Opposi-
tion im Kreistag zu behindern“.

Vor der neuerlichen Abstimmung im
Kreisausschuss im Februar ließ die Kreis-
verwaltung mitteilen, dass es nicht darum
ginge, ob eine Ausschussgemeinschaft
während einer Wahlperiode gebildet wer-
den dürfe, sondern darum, dass für die ent-
sprechende Berücksichtigung in der Sitz-
verteilung der Ausschüsse eine Änderung
der Stärkeverhältnisse im Kreistag vorlie-
gen müsse. Der vorgebrachte vermeintli-
che Präzedenzfall aus dem Stadtrat Kauf-
beuren gilt nach Auffassung der Kreisver-
waltung nicht, denn der Stadtrat von Kauf-
beuren sei von einer Änderung der Stärke-
verhältnisse im Stadtrat ausgegangen, als
ein Fraktionsmitglied Ende Oktober aus
seiner Fraktion ausgeschlossen worden
war. Bestätigt sieht man sich im Landrats-
amt von einer Antwort der Regierung von
Oberbayern, die die Rechtsauffassung der
Fürstenfeldbrucker Behörde teilt.

Über den Antrag der Kreisräte von AfD
und Werte-Union befindet nun am Don-
nerstag, 3. April, der Kreistag. Bei neuerli-
cher Ablehnung kündigen die Antragstel-
ler vorab an, sich rechtliche Schritte vorzu-
behalten. Man wolle sich „mit allen legalen
Mitteln gegen solche Versuche wehren,
uns von der politischen Mitgestaltung aus-
zuschließen“, heißt es in der Pressemittei-
lung. Heike A. Batzer

Puchheim – „Aggressionsdelikte im Stra-
ßenverkehr“ in Puchheim beschäftigen die
Polizei. Ausgangspunkt war das Überholen
eines Radfahrers durch einen Kleintrans-
porter mit offenbar zu geringem Seitenab-
stand. Das Fahrzeug scherte dann auch
noch so dicht vor dem 19-jährigen Puch-
heimer ein, dass dieser stark abbremsen
musste. Darüber verärgert, klappte er den
Seitenspiegel ein, als er den Transporter in
der Wettersteinstraße wieder eingeholt
hatte. Dabei fiel die Abdeckung ab.

Der 24-jährige Beifahrer stieg laut Poli-
zei aus, lief auf den Puchheimer zu und bei-
de fingen an, sich gegenseitig wüst zu belei-
digen. Der Radler flüchtete, konnte aber
von den beiden eingeholt werden. Der Bei-
fahrer schlug dem 19-Jährigen mehrfach
auf den Kopf. Der Fahrer des Kleintrans-
porters versuchte seinen Beifahrer zurück-
zuhalten, was ihm letztendlich auch ge-
lang. Der Beifahrer muss sich nun wegen
Körperverletzung und Beleidigung verant-
worten. Der Fahrradfahrer wurde am Kopf
leicht verletzt. Er bekommt eine Anzeige
wegen Sachbeschädigung und Beleidi-
gung. SZ

Olching–Zu großen Behinderungen im Be-
rufsverkehr ist es am Dienstag auf der A8
Richtung Stuttgart kurz vor der Anschluss-
stelle in Olching gekommen. Gegen 16.30
Uhr ereignete sich laut der Verkehrspolizei-
inspektion Fürstenfeldbruck ein Auffahr-
unfall mit drei beteiligten Fahrzeugen.
Kurz vor der Ausfahrt hatte ein 53-jähriger
Lastwagenfahrer wohl zu spät den Rück-
stau gesehen, der sich im Bereich der An-
schlussstelle gebildet hatte. Er krachte in
einen vorausfahrenden Wagen. Dieser wur-
de auf einen weiteren Wagen geschoben.
Bei dem Unfall wurde der 42-jährige Fah-
rer und die 46-jährige Fahrerin der beiden
betroffenen Autos leicht verletzt und ins
Klinikum Dachau gebracht. Die beiden Au-
tos waren nicht mehr fahrbereit und muss-
ten abgeschleppt werden. Durch die Ret-
tungs- und Bergemaßnahmen waren zeit-
weise zwei der drei Fahrspuren blockiert.
Dies führte im Berufsverkehr zu erhebli-
chen Rückstaus. Die Unfallstelle wurde bis
17.45 Uhr vollständig geräumt. Gegen den
Lastwagenfahrer wird wegen fahrlässige
Körperverletzung ermittelt. SZ

Entrümpelung

Fürstenfeldbruck – Auf der Geburtstags-
feier eines Bekannten hat ein 43-jähriger
Münchner zwei Mädchen im Alter von da-
mals fünf und sechs Jahren sexuell miss-
braucht. Beim Prozess am Mittwoch vor
dem Fürstenfeldbrucker Amtsgericht hat
der Mann die ihm vorgeworfenen Taten
durch seinen Rechtsanwalt Marc Wederha-
ke vollumfänglich einräumen lassen. Der
43-Jährige selbst äußerte sich nicht zu den
Ereignissen.

Laut Anklage hatte der Vater des einen
Opfers im März 2022 zu einer Geburtstags-
feier in seinem Haus in Germering eingela-
den, neben der Familie des Angeklagten
hat noch eine weitere befreundete Familie,
darunter das zweite Opfer, an dem Fest teil-
genommen. Alle drei Familien kannten
sich schon länger, auch die beiden Mäd-
chen sind miteinander befreundet. Wäh-
rend die anderen gemeinsam feierten, sei
der Angeklagte nach oben gegangen, wo
die beiden Mädchen gemeinsam spielten.
Zu dritt hätten sie dann Fangen gespielt, ir-
gendwann seien die beiden Mädchen auf ei-

nem Bett gelegen, erzählt später eines der
Opfer in seiner Videovernehmung, die wäh-
rend des Prozesses gezeigt wird. Wie es ge-
nau dazu gekommen sei, könne sie nicht
mehr sagen, vielleicht hätten sie einfach ei-
ne Pause machen wollen. In diesem Mo-
ment jedenfalls, so die Anklage weiter, ha-
be der 43-Jährige beide Mädchen jeweils
unter der Unterwäsche im Intimbereich be-
rührt. Die gleiche Tat soll er später noch
einmal wiederholt haben.

Somit lautete die Anklage auf sexuellen
Missbrauch von Kindern in vier Fällen.
Während der Ermittlungen waren zudem
fünf Fotos mit kinder- und jugendporno-
grafischen Inhalten auf den Geräten des
Mannes gefunden worden, für die er eben-
falls angeklagt wurde.

In seiner Videoaussage erzählt eines der
Mädchen, der Angeklagte sei eigentlicher
ein netter Mann, das, was er an diesem
Abend gemacht habe, sei aber, so wörtlich,
eklig gewesen. Das zweite Mädchen
spricht davon, dass die Berührungen für
sie unangenehm gewesen seien. Vor allem

das zweite Mädchen allerdings erinnert
sich in seiner Aussage, die zwei Jahre nach
der Tat entstanden ist, kaum noch konkret
an die Ereignisse. Wie oft der 43-jährige Va-
ter eines Sohnes sie angefasst habe, wie ge-
nau, wo und wann, daran könne sie sich
nicht mehr erinnern. Nur das umfassende
Geständnis des Mannes verhindert des-
halb, dass vor Gericht noch einmal die Poli-
zeiaussagen der Kinder und der Eltern aus
der Zeit kurz nach der Tat thematisiert wer-
den müssen. Beide Mädchen hatten zeit-
nah mit ihren Eltern über den Missbrauch
gesprochen. Aus ihren Aussagen wird auch
klar, dass sie die gesamte Tragweite des
Verbrechens nicht erfasst haben und zu-
mindest bisher keine Belastungen da-
durch zeigen. Es sei allerdings nicht auszu-
schließen, dass sich diese später noch ent-
wickeln, betonte Richter Johann Steigmay-
er. In einem Rechtsgespräch zu Beginn des
Prozesses hatten sich Richter, Staatsan-
walt und Verteidiger darauf geeinigt, dass
der Angeklagte bei einem umfänglichen
Geständnis mit einer Strafe von einem

Jahr und sechs Monaten bis zu zwei Jahren
rechnen könne. Und so forderte der Staats-
anwalt letztlich in seinem Plädoyer das Ma-
ximum und die Verteidigung das Mini-
mum. Zu Gunsten des Angeklagten wurde
neben dem Geständnis gewertet, dass er
bisher nicht vorbestraft ist, er sich aktiv
um einen entsprechenden Therapieplatz
bemüht, 2500 Euro an den Kinderschutz-
bund gespendet hat und im Rahmen eines
Täter-Opfer-Ausgleichs jeweils beiden Fa-
milien die gleiche Summe angeboten hat.
Diese allerdings lehnten das Geld ab. Er
könne das durchaus verstehen, so der Rich-
ter in seiner Urteilsbegründung, sonst
könnte es sich anfühlen, als werde der
Missbrauch in Geld aufgewogen.

In seinem Schlusswort bat der 43-Jähri-
ge um Entschuldigung. Richter Steigmay-
er verurteilte den Mann letztlich zu einem
Jahr und elf Monaten auf Bewährung. Zu-
dem muss er eine Therapie machen, be-
kommt einen Bewährungshelfer und muss
noch einmal 2500 Euro an den Kinder-
schutzbund zahlen. Florian J. Haamann
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„Iss dich clever“: An der Kirchenschule
in Germering sollen Kinder ihre Liebe
zum Gemüse entdecken. F O T O : D I R K T A C K E
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Schäfer räumt Fehler ein und zahlt
Gröbenzells Bürgermeister einigt sich gütlich mit dem Gemeinderat und übernimmt den Großteil

strittiger Anwaltshonorare. Damit soll ein weiteres Gerichtsverfahren vermieden werden.

Zwei Mädchen missbraucht
Amtsgericht verurteilt 43-Jährigen, weil er die Töchter von befreundeten Familien im Intimbereich berührt hat.
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